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Militärregierung — Deutschland 
Amerikanisches Kontrollgebiet 

35. Durchführungsverordnung 
z u m U m s t e l l u n g s g e s e t z 

( V e r o r d n u n g ü b e r G e l d i n s t i t u t e 
m i t S i t z o d e r N i e d e r l a s s u n g e n a u ß e r h a l b 

d e s W ä h r u n g s g e b i e t s ) 
Auf G r u n d des § 34 Abs. 4 des Dri t ten Gesetzes 

zur Neuordnung des Geldwesens (Umstellungsgesetz) 
und des § 24 des Ersten Gesetzes zur Neuordnung 
des Geldwesens (Währungsgesetz) wird vorbehaltl ich 
e iner gesamtdeutschen Regelung verordnet : 

§ 1 
Ein Geldinst i tut , das am 21. Jun i 1948 seinen Sitz 

auße rha lb des Währungsgebiets hat te , gilt als Geld-
inst i tut im Wahrungsgebiet , soweit es eine Nieder-
lassung hat , die 

a) schon vor dem 21. Jun i 1948 nach den Vor-
schriften des Handelsgesetzbuches oder eines 
anderen Gesetzes im Währungsgebiet e inge t ra -
gen oder errichtet wurde , oder 

b) nach § 3 als verlagert ane rkann t worden ist. 

§ 2 
(1) Bei Geldinst i tuten der in § 1 bezeichneten Art 

gilt als Sitz für ihre Geschäftstätigkeit im Währungs -
gebiet 

a) w e n n das Geldinsti tut nur e i n e Niederlassung 
im Sinne von § 1 Buchst, a) im Währungsgebie t 
ha t . de r Ort, an dem sich diese Niederlassung 
befindet , 

b) w e n n das Geldinst i tut mehre re Nieder lassungen 
im Sinne von 8 1 Buchst, a) oder eine Nieder-
lassung im Sinne von § 1 Buchst, b) im Wäh-
rungsgebie t hat, der Ort, den sich die G e -
schäftslei tung unter Beachtung der Vorschriften 
der Mil i tärregierung für die Ausübung ihrer 
Tät igkei t im Währungsgebie t wähl t . 

(2) Eine Verlegung des Sitzes für die Geschäfts-
tätigkeit im Währungsgebiet bedarf der Genehmi-
gung der beteiligten Bankaufsichtsbehörden. 

(3) Der Sitz für die Geschäftstätigkeit im Wäh-
rungsgebiet ist, wenn es sich um ein Geldinst i tut 
handelt , dessen Eint ragung in ein öffentliches R e -
gister gesetzlich vorgeschrieben ist, von Amts wegen 
in das Register e inzutragen. 

8 3 
(1) Eine nicht unter 6 1 Buchst, a) fallende Nieder-

lassung eines Geldinsti tuts, die am 21. Juni 1948 im 
Währungsgebiet einen Geschäftsbetrieb hat te , ist als 
verlagert anzuerkennen, wenn 

a) die Niederlassung oder eine für sie im W ä h -
rungsgebiet tätige Verwaltungsstel le von der 
Militärregierung oder einer dazu befugten 
deutschen Behörde zur bankgeschäftlichen 
Tät igkei t oder zur Verwal tung von Vermögens-
werten im Währungsgebiet zugelassen ist. 

b) ein gesamtwirtschaftl iches Bedürfnis für die 
Fort führung oder Wiederaufnahme der b a n k -
geschäftlichen Tätigkeit der Niederlassung im 
Währungsgebiet oder ein öffentliches Interesse 
an der ordnungsmäßigen Abwicklung der im 
§ 6 Abs. 1 Ziff. 2 bezeichneten Verbindlichkeiten 
des Geldinst i tuts besteht und 

c) die Vermögenswer te des Geldinsti tuts im Wäh-
rungsgebiet ausreichen, um einen wesentlichen 
Teil der in 8 6 Abs. 1 Ziff. 2 und 3 bezeichneten 
Verbindlichkeiten zu decken. 

(2) In Fällen von besonderer wirtschaftlicher Be-
deutung kann ausnahmsweise eine Niederlassung 
auch dann als ver lager t ane rkann t werden, wenn 
die Voraussetzung des Abs. 1 Buchst, c) n icht 
vorliegt. 

(3) Die Anerkennung wird auf Vorschlag der Bank 
deutscher Länder von der für den Ort der Nieder-
lassung zuständigen Bankaufsichtsbehörde ausge-
sprochen. Die Bank deutscher Länder hat die zu-
ständige Landeszent ra lbank , die Bankaufsichtsbe-
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hörde hat die Bankaufsichtsbehörden der anderen 
Länder zu hören. Die Anerkennung kann mit Auf-
lägen verbunden werden. In der Anerkennung ist 
der Zeitpunkt festzustellen, von dem ab die Nieder-
lassung als in das Währungsgebiet verlagert gilt. 

(4) Die Anerkennung ist von der Bankaufsichts-
behörde, die sie ausgesprochen hat, unverzüglich der 
Bank deutscher Ländei mitzuteilen und von dieser 
im Öffentlichen Anzeiger für das Vereinigte Wirt-
schaftsgebiet bekanntzumachen; dabei ist der Sitz 
für die Geschäftstätigkeit des Geldinstituts im Wäh-
rungsgebiet anzugeben. 

§ 4 
Altgeldguthaben der Gruppe I (§ 1 Abs. 1 Ziffer 1 

Buchstabe a) des Umstellungsgesetzes), die bei einer 
nach § 3 als verlagert anerkannten Niederlassung 
unterhalten werden, sind innerhalb von 2 Monaten 
nach der in § 3 Abs. 4 vorgeschriebenen Bekannt-
machung gemäß den Bestimmungen des Währungs-
gesetzes bei der Abwicklungsbank des Kontoin-
habers anzumelden. Hat der Kontoinhaber bisher 
keinen Vordruck A oder B abgegeben, so ist die 
Anmeldung bei der als verlagert anerkannten Nie-
derlassung oder, wenn anzumeldende Altgeldgut-
haben bei mehreren als verlagert anerkannten Nie-
derlassungen unterhalten werden, bei einer dieser 
Niederlassungen vorzunehmen; die Niederlassung 
hat insoweit die Aufgaben einer Abwicklungsbank. 
Bei Versäumung der Anmeldefrist gelten die Vor-
schriften des § 8 des Umstellungsgesetzes sinngemäß. 

§ 5 
Schuldverschreibungen eines Geldinstitutes, das 

seinen Sitz am 21. Juni 1948 in einem nicht zum 
Währungsgebiet gehörenden Gebiet Deutschlands 
nach dem Stand vom 31. Dezember 1937 hatte, sind, 
soweit das Geldinstitut wegen der Verbindlichkeiten 
aus diesen Schuldverschreibungen unter den Voraus-
setzungen des § 6 Abs. 1 Ziff. 2 und 3 im Währungs-
gebiet in Anspruch genommen werden kann, inner-
halb von zwei Monaten nach dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung bei einer im Währungsgebiet für 
das Geldinstitut tätigen Stelle oder einem anderen 
Geldinstitut anzumelden. Das gleiche gilt für Mit-
eigentumsrechte an solchen Schuldverschreibungen. 
Befindet sich eine Schuldverschreibung in Ver-
wahrung eines Geldinstituts im Währungsgebiet, so 
hat dieses, anderenfalls hat der Inhaber die An-
meldung vorzunehmen. Die Anmeldung soll den 
Namen und die Anschrift des Inhabers und des 
etwaigen Verwahrers, die Bezeichnung der Schuld-
verschreibung und ihren Aufbewahrungsort an-
geben. Schuldverschreibungen, deren Erfüllungsort 
im Auslande liegt, bedürfen keiner Anmeldung. Die 
Bank deutscher Länder kann weitere Ausnahmen 
von der Anmeldepflicht bestimmen. 

§ 6 
(1) Geldinstitute im Währungsgebiet können im 

Währungsgebiet wegen ihrer Verbindlichkeiten nur 
in Anspruch genommen werden, 

1. soweit die Verbindlichkeiten im Geschäfts-
betrieb einer Haupt- oder Zweignieder-
lassung begründet worden sind, die schon 
vor dem 21. Juni 1948 nach den Vorschriften 
des Handelsgesetzbuches oder eines anderen 
Gesetzes im Währungsgebiet eingetragen 
oder errichtet wurde, 

2. soweit die Verbindlichkeiten im Geschäfts-
betrieb einer nach § 3 als verlagert aner-
kannten Niederlassung begründet worden 
sind und es sich dabei handelt um 
a) Verbindlichkeiten, die am 21. Juni 1948 

gegenüber Personen bestanden, deren 
Wohnsitz, dauernder Aufenthaltsort, Sitz, 
Ort der Niederlassung oder Geschäfts-
leitung sieh am 21. Juni 1948 im Wäh-
rungsgebiet befunden hat, 

b) Verbindlichkeiten aus Schuldverschrei-
bungen, die sich am 21. Juni 1948 im 
Währungsgebiet befunden haben, 
oder 

c) Verbindlichkeiten, die nach dem 8. Mal 
1945 begründet worden sind, sofern die 
Niederlassung bereits bei Eingehung der 
Verbindlichkeit in das Währungsgebiet 
verlagert war, 

3. Soweit es sich handelt um 
a) Verbindlichkeiten gegenüber Personen, 

deren Wohnsitz, dauernder Aufenthalts-
ort, Sitz, Ort der Niederlassung »der 
Geschäftsleitung sich am 21. Juni 1948 im 
Ausland befunden hat, 

b) Verbindlichkeiten aus Schuldverschrei-
bungen, für die der Erfüllungsort im 
Ausland liegt. 

(2) Ein Geldinstitut kann wegen einer Verbind-
lichkeit der im Abs. 1 Ziff. 3 bezeichneten Art, die 
nicht im Geschäftsbetrieb einer Haupt- oder Zweig-
niederlassung im Sinne von Abs. 1 Ziff. 1 begründet 
worden ist, im Währungsgebiet nur in Anspruch ge-
nommen werden, soweit die dem Geldinstitut als 
Gegenwert zugeflossenen Mittel am 20. Juni 1948 
im Währungsgebiet angelegt waren. Soweit nicht 
feststellbar ist, wo die dem Geldinstitut als Gegen-
wert zugeflossenen Mittel angelegt worden sind, und 
soweit dem Geldinstitut keine Mittel als Gegenwert 
zugeflossen sind, kann das Geldinstitut wegen der 
Verbindlichkeit im Währungsgebiet in Höhe des 
Teilbetrages in Anspruch genommen werden, der 
dem Verhältnis entspricht, in dem nach dem letzten 
Jahresabschluß vor dem 9. Mai 1945 die Vermögens-
werte im Währungsgebiet zum Gesamtvermögen de3 
Geldinstituts standen; hierbei bleiben Forderungen 
gegen die in § 14 des Umstellungsgesetzes bezeich-
neten Rechtsträger mit Ausnahme der Reichsbank, 
gegen Gebietskörperschaften, deren Gebiet sich über 
das Währungsgebiet hinaus erstreckt, sowie Ver-
mögenswerte im Ausland außer Betracht. Die Be-
rechnung des Vermögensvergleichs nach dem letzten 
Jahresabschluß vor dem 9. Mai 1945 bedarf der 
Bestätigung der Bankaufsichtsbehörde. 

(3) Soweit ein Geldinstitut nach Abs. 1 und 2 im 
Währungsgebiet nicht in Anspruch genommen wer-
den kann, ist eine Vollstreckung in die im Wäh-
rungsgebiet vorhandenen Vermögenswerte des Geld-
instituts auch aus solchen Urteilen oder anderen Voll-
streckungstiteln unzulässig, die nach dem Inkraft-
treten dieser Verordnung außerhalb des Währungs-
gebiets erwirkt werden. 

§ 7 
(1) Geldinstitute im Währungsgebiet haben in die 

Ums tellungsrechnung einzustellen: 
1. ihre unter § 4 Abs. 1 A Buchst, a) und b) 

der Bankenverordnung fallenden Verbindlich-
keiten insoweit, als sie wegen dieser Ver-
bindlichkeiten nach § 6 im Währungsgebiet in 
Anspruch genommen werden können, 

2. ihre unter § 4 Abs. 1 B Buchst, b) bis d) fal-
lenden Aktiven, soweit es sich handelt 

a) um Vermögenswerte, die bei Beginn des 
21. Juni 1948 im Währungsgebiet oder, wenn 
das Geldinstitut seinen Sitz in Deutschland 
hat, im Ausland vorhanden waren, 

b) um sonstige Vermögenswerte, die im Ge-
schäftsbetrieb einer Haupt- oder Zweig-
niederlassung im Sinne von § 6 Abs. 1 Ziff. 1 
erworben worden sind. 

(2) Soweit das frühere Eigenkapital für die Be-
rechnung des Betrages der nach den Vorschriften 
der Bankenverordnung als vorläufiges Eigenkapital 
in die Umstellungsrechnung eingestellt werden kann, 
oder in anderer Beziehung als Vergleichsgrundlage 
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von Bedeu tung ist, ist bei Geldinst i tuten, die nach 
§ 1 a ls Geld ins t i tu te im Währungsgebie t gel ten, 
sowie bei Geldinst i tuten, die ih ren Sitz im W ä h -
rungsgebiet und eine Zweignieder lassung auße rha lb 
des Währungsgebie ts haben , n u r der auf das W ä h -
rungsgebie t entfal lende Tei lbe t rag des f rüheren 
Eigenkapi ta ls zu berücksichtigen. Dieser wird durch 
die Bank deutscher Lände r festgestellt. E r soll, 
wenn nicht besondere Umstände eine andere Berech-
n u n g rechtfert igen, so berechnet werden, daß e r zu 
dem Be t r age der Verbindl ichkei ten, für die das 
Geldins t i tu t nach der Reichsmarkschlußbilanz auf 
den 20. Jun i 1948 gemäß § 6 im Währungsgebie t in 
Anspruch genommen werden kann , in demselben 
Verhä l tn i s s teht , in dem nach dem letzten J a h r e s -
abschluß vo r dem 9. Mai 1945 das Eigenkapi ta l 
des Geldins t i tu ts zu dem Gesamtbe t rag seiner Ver -
bindl ichkei ten stand. 

(3) Die nach § 3 Abs. 5 de r Bankenve ro rdnung 
erforderl iche Bestät igung der Umste l lungsrechnung 
obliegt bei Geldins t i tu ten de r in § 1 bezeichneten 
Ar t der Bankaufs ichtsbehörde des Landes, in dem 
sich der Sitz für die Geschäftstätigkeit des Geld-
inst i tuts im Währungsgebie t befindet (§ 2). Fü r 
Geldinst i tu te , die eine nach § 3 als ver lager t aner -
k a n n t e Nieder lassung im Währungsgebie t haben, 
sind die Fr is ten für die Ers te l lung und Einreichung 
der Umste l lungsrechnung von der Bankaufs ichtsbe-
hörde in Abweichung von § 3 Abs. 5 der Banken-
ve ro rdnung besonders festzusetzen. 

§ 8 
Die e inem Geldinst i tut der in § 1 bezeichneten Ar; 

zustehende Ausgleichsforderung wird, wenn das 
Geldinst i tut keine un te r § 1 Buchst, a) fallende 
Nieder lassung hat, in Höhe von neun Zehnteln auf 
die Länder des Währungsgebietes nach ihrem Auf-
kommen aus der E inkommen- und Körperschafts-
steuer für das Rechnungsjahr 1947 aufgeteilt ; die 
Rechnungshöfe der Länder haben diese Steuerauf-
kommen der Bank deutscher Länder mitzuteilen, die 
auf Grund" dieser Mittei lungen den Auftei lungs-
schlüssel feststellt und ihn veröffentlicht. Schuldner 
des restl ichen Teils der Ausgleichsforderung ist das 
Land, in d e m sich der Sitz für die Geschäftstätigkeit 
des Geldinst i tuts im Währungsgebiet befindet (§ 2). 

§ 9 
(1) F ü r die Verwal tung der im Währungsgebiet 

vo rhandenen Vermögenswerte von Geldinst i tuten, 
die ihren Sitz am 21. Jun i 1948 in e inem nicht zum 
Währungsgebie t gehörenden Gebiet Deutschlands 
nach dem Stand vom 31. Dezember 1937 hat ten und 
im Währungsgebie t keine Niederlassung im Sinne 
von § 1 Buchst, a) oder b) haben, bestellt die Bank 
deutscher Länder Treuhänder . Die T r e u h ä n d e r 
haben die Verwal tung nach Weisung und unter Auf-
sicht der Bank deutscher Länder durchzuführen. Die 
Beste l lung und Beaufsichtigung der T r e u h ä n d e r 
k a n n von den zuständigen deutschen Stellen a b -
weichend geregelt werden. 

(2) I m Währungsgebie t ver t r i t t nu r der T r e u -
h a n d e r bei den der Durchführung seiner Aufgaben 
d ienenden Rechtshandlungen das Geldinst i tut ge-
richtlich u n d außergerichtlich. 

(3) Bis zum Er laß wei terer Vorschriften darf über 
Vermögenswer te , die der Verwa l tung des T r e u -
h ä n d e r s unterl iegen, nicht zum Zwecke der E r -
füllung von Verbindlichkeiten des Geldinst i tuts 
verfügt werden , die vor der Bestel lung des T r e u -
händers oder außerha lb des Währungsgebie tes nach 
der Bestel lung des Treuhänder s begründet worden 
sind, Verfügungen im Wege der Zwangsvol l -
s t reckung stehen rechtsgeschäftlichen Verfügungen 
gleich. 

(4) Die Bank deutscher Länder k a n n den T r e u -
h ä n d e r von den vors tehenden Verfügungsbeschrän-

kungen befreien, soweit es für die Durchführung 
der Verwal tung oder zur Abwendung von Nach-
teilen für die Gesamthei t der Gläubiger no t -
wendig ist. 

(5) Soweit de r T r e u h ä n d e r zur Erfül lung von 
Reichsmarkverbindl ichkei ten des Geldinst i tuts b e -
rechtigt ist, ha t er sie mit dem Betrage in Deutscher 
Mark, der sich bei Anwendung des Umstel lungsge-
setzes und der dazu ergangenen Durchführungsvor-
schriften auf das Schuldverhäl tnis ergibt, und n u r 
d a n n zu befriedigen, wenn der Gläubiger insoweit 
seine Reichsmarkforderung als getilgt anerkennt . 

(6) Im Sinne von § 26 Abs. 2 des Umstel luhgsge-
setzes gilt das Geldinst i tut bei der Verfügung über 
eine Forderung durch den T r e u h ä n d e r nicht als 
Gläubiger außerha lb des Währungsgebiets und bei 
der Erfüllung einer Verbindlichkeit durch den T r e u -
h ä n d e r nicht als Schuldner außerha lb des W ä h -
rungsgebiets . 

(7) Mit der Bestellung des T reuhände r s enden 
sonstige Treuhänderschaf ten und ähnliche Verwa l -
tungen für die im Währungsgebie t vorhandenen Ver -
mögenswerte des Geldinsti tuts . Die Bestellung des 
Treuhänder s ist im Öffentlichen Anzeiger für das 
Vereinigte Wirtschaftsgebiet bekanntzumachen. 

§ 10 
Soweit ein Geldinst i tut nach § 6 im Währungsge-

biet nicht in Anspruch genommen werden kann und 
soweit in den Fällen des § 9 die Erfüllung von Ver -
bindlichkeiten dem T r e u h ä n d e r nicht gestat tet ist, 
können auch der Inhabe r und persönlich haf tende 
Gesellschafter wegen e iner im Betr ieb des Geld-
insti tuts begründeten Verbindlichkeit im Währungs -
gebiet nicht in Anspruch genommen werden; § 6 
Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 11 
(1) § 1 der Ersten Durchführungsverordnung zum 

Umstellungsgesetz und § 4 Abs. 3 der Bankenve r -
ordnung t re ten außer Kraft . 

(2) Hat in Anwendung des § 1 der Ers ten Durch-
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz 

a) eine Landeszentra lbank nach § 8 der Ers ten 
Durchführungsverordnung zum Währungsgesetz 
oder nach § 10 des Umstellungsgesetzes einem 
Geldinst i tut Beträge für eine Niederlassung zur 
Verfügung gestellt, die nicht nach § 3 als v e r -
lagert ane rkann t wird, oder 

b) ein Geldinst i tut zwischen dem 20. Jun i 1948 und 
dem Inkraf t t re ten dieser Verordnung Verb ind-
lichkeiten erfüllt, für die es nach § 6 nicht in 
Anspruch genommen werden kann, 

so können diese Beträge in die Umstel lungsrechnung 
eingestellt werden. Diese Beträge können vom 
Empfänger nicht zurückgefordert werden. 

§ 12 
Diese Verordnung findet keine Anwendung auf die 

Deutsche Reichsbank und die Postsparkasse der 
Deutschen Reichspost. Sie findet ferner mi t A u s -
nahme der §§ 1, 6 und 7 Abs. 2 keine Anwendung 
auf die Deutsche Bank, die Dresdner Bank und die 
Commerzbank; bei der Anwendung des § 7 Abs. 2 
auf diese t r i t t an die Stel'.e des Währungsgebietes 
jeweils der Geschäftsbereich, für den nach dem 
Gesetz No. 57 der amerikanischen Mil i tärregierung, 
der Verordnung No. 133 der britischen Mil i tä r re-
gierung oder der Verordnung No. 208 der französi-
schen Mil i tär regierung ein Verwal te r bestell t 
worden ist. 

§ 13 
Die Bank deutscher Länder ist ermächtigt , Richt-

linien für die H a n d h a b u n g dieser Verordnung zu 
erlassen. Sie kann insbesondere best immen, In 
welcher Weise bei den nach § 5 anzumeldenden 
Schuldverschreibungen der Nachweis zu erbr ingen 
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ist, daß sie zu den in § 6 Abs. 1 Ziff. 2 bezeichneten 
Verbindlichkeiten gehören und rechtmäßig e rwor -
ben worden sind. 

§ 14 
(1) Der deutsche Wort laut dieser Verordnung ist 

maßgebend. 
(2) Diese Verordnung t r i t t am 1. Oktober 1949 in 

Kraft. 
IM AUFTRAGE 

DER ALLIIERTEN BANKKOMMISSION 

Militärregierung — Deutschland 
Amerikanisches Kontrollgebiet 

36. Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz 

(Eigenkapital der Geldinstitute) 
Auf Grund von § 34 Abs. 4 des Dri t ten Gesetzes 

zur Neuordnung des Geldwesens (Umstellungsgesetz) 
wi rd hiermit verordne t : 

Art ikel I 
Die Zweite Durchführungsverordnung zum U m -

stellungsgesetz (Bankenverordnung) wird wie folgt 
geänder t : 

1. § 4 Abs. 1 Buchst . A d erhäl t folgende Fassung: 
,,d) das vorläufige Eigenkapital (§5)". 

2. Dem § 4 wird folgender Absatz 5 hinzugefügt: 
„(5) Die Vorschrift des Abs. 1 Buchst. A d gilt 

nicht für die Pos tscheckämter und Pos tspar -
kassen: diese stellen in die Umste l lungs-
rechnung kein vorläufiges Eigenkapi ta l ein." 

3. § 5 erhäl t folgende Fassung: 
„§ 5 

(1) Das nach 8 4 Abs. 1 Buchst A d in die Umste l -
lungsrechnung einzustel lende vorläufige Eigen-
kapital der Geldinst i tute be t rägt : 
a) Zwanzig Deutsche Mark für je hunder t Reichs-

mark des früheren Eigenkapitals (Abs. 3), so-
wei t dieses 300 000.— Reichsmark nicht übe r -
steigt, 

b) zehn Deutsche Mark für je hunder t Reichs-
mark des 300 000.— Reichsmark übers te igen-
den Teils des früheren Eigenkapitals . 

(2) Wenn die gemäß §4 Abs. 1 Buchst. B unter c) 
und d) ausgewiesenen Aktiven zuzüglich 150% 
dieser S u m m e einen Überschuß über die P a s -
siven ergeben, kann das Geldinst i tut stat t des 
nach Abs. 1 bemessenen Betrages diesen Über -
schuß als vorläufiges Eigenkapital in die Um-
stel lungsrechnung einstellen, jedoch in keinem 
Falle m e h r als 20% des f rüheren Eigenkapitals . 

(3) Stat t des nach Abs. 1 oder Abs. 2 bemessenen 
Betrages kann ein Geldinst i tut , wenn sich dabei 
ein höherer Bei rag ergibt, s iebeneinhalb Deut -
sche Mark für je hunder t Deutsche Mark der im 
§ 4 Abs. 1 Buchst . A unter a) und b) bezeichne-
ten Verbindlichkeiten als vorläufiges Eigenkapi-
tal in die Umste l lungsrechnung einstellen. Geld-
inst i tute des öffentlichen Rechts, für die öffent-
l ich-rechtl iche Gewähr t r äge r haften, können 
von der vors tehenden Befugnis nu r mit der Ein-
schränkung Gebrauch machen, daß an die Stelle 
des Satzes von siebeneinhalb Deutsche Mark 
ein Satz von viere inhalb Deutsche Mark für je 
hunder t Deutsche Mark der vors tehend er -
wähn ten Verbindlichkeiten t r i t t . 

(4) Früheres Eigenkapital im Sinne der Abs. 1 und 
2 ist die S u m m e der Beträge, die das Geld-
institut in seiner Reichsma'-kschlußbilanz als 
eingezahltes Kapital sowie als gesetzliche und 
andere Rücklagen ausgewiesen hat. Eigene Ak-
tien oder Geschäftsantei le und ein Verlustvor-
trag oder Ausgleichsposten auf der Aktivseite, 

soweit er die seit dem 1. J a n u a r 1945 nicht 
m e h r eingegangenen Zinsen für Wer tpapiere 
und sonstige Verbindl ichkei ten des Reiches 
übersteigt , sind von dieser S u m m e abzusetzen, 
ein Gewinnvor t rag oder Augleichsposten auf 
der Passivseite, soweit er die seit dem 1. J a -
nuar 1945 nicht vergü te ten Haben-Zinsen ü b e r -
steigt, ist dieser S u m m e hinzuzurechnen; ein 
bi lanzmäßiger Ausgleich nicht e ingegangener 
Zinsen für Wer tpapiere und sonstige Verb ind-
lichkeiten des Reiches mi t nicht vergüte ten 
Haben-Zinsen ist hierbei zu berücksichtigen." 

Art ikel I I 

Es bleibt vorbehal ten, Geldinst i tuten, die auf 
Grund von § 5 Abs. 2 oder 3 der Bankenvero rdnung 
in der Fassung dieser Verordnung ein vorläufiges 
Eigenkapital von mehr als fünfzehn Deutsche Mark 
für je hunder t Reichsmark des früheren Eigenkapi -
tals (§ 5 Abs. 4 der Bankenvero rdnung in der F a s -
sung dieser Verordnung) in die Umste l lungsrech-
nung eingestellt haben, un t e r bes t immten Voraus -
setzungen die Verpflichtung zur Rückers ta t tung des 
Mehrbet rages aufzuerlegen. 

Art ikel I I I 
Die Sechste Durchführungsverordnung zum U m -

stellungsgesetz wi rd aufgehoben. 

Ar t ike l IV 
Der deutsche Wort laut dieser Verordnung ist m a ß -

gebend. 
Art ikel V 

Diese Verordnung t r i t t mit Wirkung vom 21. J u n i 
1948 in Kraft . 

IM AUFTRAGE 
DER ALLIIERTEN BANKKOMMISSION 

Militärregierung — Deutschland 
Amerikanisches Kontrollgebiet 

37. Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz 

(zu § 26 Abs. 2 des Umstellungsgesetzes) 
Auf Grund von § 34 Abs. 4 des Dri t ten Gesetzes 

zur Neuordnung des Geldwesens (Umstellungsgesetz) 
wi rd h iermi t verordne t : 

§ 1 
(1) Über Guthaben und Forderungen in Deutscher 

Mark aus Schuldverhäl tnissen zwischen Personen 
mit Wohnsitz oder Sitz im Währungsgebiet und P e r -
sonen mit Wohnsitz oder Sitz in einem deutschen 
Gebiet außerha lb des Währungsgebietes darf verfügt 
werden , wenn die nach Abs. 2 zuständige Landes -
zentra lbank die Verfügung auf Grund einer a l lge-
meinen oder besonderen Ermächt igung der Bank 
deutscher Länder genehmigt . 

(2) Zuständig ist 
1. die Landeszent ra lbank, in deren Bezirk sich 

der Wohnsitz oder Sitz des Schuldners b e -
findet, w e n n die Genehmigung zur Verfügung 
über ein Guthaben oder eine Forderung einer 
Person mit Wohnsitz oder Sitz in einem 
deutschen Gebiet außerha lb des W ä h r u n g s -
gebietes bean t rag t wird , 

2. die Landeszent ra lbank, in deren Bezirk sich 
der Wohnsitz oder Sitz des Gläubigers befin-
det, wenn die Genehmigung zur Verfügung 
über ein Guthaben oder eine Forderung g e -
gen eine Person mit Wohnsitz oder Sitz in 
einem deutschen Gebiet außerha lb des W ä h -
rungsgebietes beant ragt wird. 

(3) Die Vorschriften der Neunzehnten Durchfüh-
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz und die 
besonderen Vorschriften, die für Verfügungen über 
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G u t h a b e n und Forde rungen in Deutscher Mark aus 
Schuldverhä l tn i ssen zwischen Personen im W ä h -
rungsgebie t und Personen im amer ikanischen, im 
br i t ischen und im französischen Sektor von G r o ß -
Ber l in gelten, bleiben unbe rühr t . 

§ 2 
Der nach § 26 Abs. 2 des Umstel lungsgesetzes e r -

forderl ichen Genehmigung zur Verfügung über eine 
F o r d e r u n g durch A n n a h m e des geschuldeten B e t r a -
ges bedarf es in den Fäl len des § 1 Abs. 2 Ziff. 2 
nicht, wenn der Schuldner diesen Bet rag auf ein 
Kon to des Gläubigers bei e inem Geldins t i tu t im 
Währungsgebie t oder im amer ikanischen, im br i t i -
schen oder im französischen Sektor von Großberl in 
überweis t . 

§ 3 
Die Bezeichnung „Deutschland" im Sinne dieser 

Durchführungsverordnung bedeute t das Gebiet des 
Deutschen Reiches, wie es a m 31. Dezember 1937 
bes tanden hat. 

§ 4 
Der deutsche Wort laut dieser Verordnung ist maß-

gebend. 

§ 5 
Diese Verordnung t r i t t a m 15. Sep tember 1949 in 

Kraft . 
IM AUFTRAGE 

DER ALLIIERTEN BANKKOMMISSION 

Militärregierung — Deutschland 
Amerikanisches Kontrollgebiet 

Zweite Durchführungsverordnung 
z u m G e s e t z N r . 7 5 der M i l i t ä r r e g i e r u n g 

Art ikel XI des Gesetzes Nr. 75 der Mil i tärregie-
rung best immt, daß die Mil i tärregierung jeweils 
Verordnungen und Anordnungen zur Ausführung 
und Ergänzung des genann ten Gesetzes erlassen 
kann . 

Die Mil i tärregierung er läßt daher h iermi t fol-
gende Anordnung: 

1. (a) Der S tah l t r euhandverband ist eine jur is t ische 
Person nach deutschem Recht. 

(b) Der S tah l t r euhandverband hat seinen Sitz in 
Düsseldorf und wird in das Handelsregis ter 
eingetragen. Die E in t ragung ist gebührenfrei . 

(c) Der S tah l t r euhandverband ist ein Un te rneh -
men, dessen Zweck nicht • auf einen wi r t -
schaftlichen Geschäftsbetr ieb gerichtet ist. 

2. Fü r die Durchführung der ihm durch Gesetz 
Nr. 75 zugewiesenen Aufgaben ist der S tah l t reu-
handverband der Combined Steel Group unmi t -
te lbar verantwor t l ich . 

3. Vorbehalt l ich der Zus t immung der Combined 
Steel Group bestel l t der S t ah l t r euhandverband 
einen aus drei oder mehr seiner Mitglieder be -
s tehenden Vorstand, von denen je zwei gemein-
schaftlich zur gesetzlichen Ver t re tung des S tah l -
t r euhandverbandes im Sinne des deutschen 
Rechts befugt sind. 

4. Diese Durchführungsverordnung t r i t t a m 15. Sep-
tember 1949 in Kraft . 

IM A U F T R A G E DER M I L I T Ä R R E G I E R U N G 

Vierte Durchführungsverordnung 
z u m F e s t k o n t o g e s e t z 

Auf Grund des § 2 des Vier ten Gesetzes zur 
Neuordnung des Geldwesens (Festkontogesetz) wi rd 
h ie rmi t ve ro rdne t : 

§ 1 
Guthaben auf Anlagekonten können auf ande re 

Anlagekonten überwiesen werden . 

§ 2 
Der deutsche Wort laut dieser Verordnung ist 

maßgebend. 
§ 3 

Diese Verordnung t r i t t a m 12. September 1949 
in Kraft . 

IM AUFTRAGE 
DER ALLIIERTEN BANKKOMMISSION 

Gesetz 
über die Gewährung von Blindengeld 

an Friedensblinde 
Vom 28. September 1949 

Der Landtag des Freis taates Bayern ha t das fol-
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats h iermi t bekanntgemacht wird: 

§ 1 
Bis zur anderwei t igen gesetzlichen Versorgung 

der Fr iedensbl inden erhal ten Friedensbl inde über 
18 Jahre , wenn sie ohne wesentl iche Einkünf te 
sind, ein Blindengeld in der Höhe des Pflegegeldes, 
das Kriegsblinden nach dem Gesetz über Le i s tun-
gen an Körperbeschädigte vom 26. März 1947 
(GVBi. S. 107) zusteht. 

§ 2 
Das Blindengeld darf als Sonderleis tung für 

Blinde auf Fürsorgeleis tungen, die der Blinde w e -
gen Hilfsbedürftigkeit im al lgemeinen erhält , nicht 
angerechnet werden. Durchführungsvorschrif ten 
best immen das Nähere . 

§ 3 
Trifft ein Blindengeld mi t e inem entsprechenden 

Pflcgegeld aus der Unfal lvers icherung zusammen, so 
ruh t das Blindengeld bis zur Höhe des Pflegegeldes. 

§ 4 • 

(1) Die Landesvers icherungsansta l ten führen d ie -
ses Gesetz durch. F ü r die Aufwendungen, die ihnen 
dadurch entstehen, erbal ten sie vom Staat Ersatz. 
Die Vorschriften in den Art ikeln 18 bis 20 des 
Gesetzes über Leis tungen an Körperbeschädigte 
gelten entsprechend. 

(2) Fü r die Fests tel lung des Blindengeldes und 
das Spruchverfahren gelten die Vorschriften des 
Gesetzes über Leis tungen an Kürperbeschädigte 
entsprechend. 

§ 5 
Die zur Durchführung dieses Gesetzes er forder-

lichen Vorschriften er läßt der Staatsminis ter für 
Arbei t und Soziale Fürsorge im Einvernehmen mit 
den S taa t smin is te rn des Inne rn und der Finanzen. 

§ 6 
Das Gesetz ist dringlich. Es t r i t t am 1. Oktober 

1949 in Kraft . 

München, den 28 September 1949 
Der Bayer ische Minis terpräsident 

Dr. Hans E h a r d . 

Gesetz 
ü b e r e i n e K a s s e n ä r z t l i c h e , K a s s e n z a b n ä r z t l i c h e 
u n d K a s s e n d e n d i s t i s c h e V e r e i n i g u n g B a y e r n s 

Vom 30. September 1949 
Der Land tag des Fre is taa tes Bayern hat folgendes 

Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Senats 
h iermi t bekanntgemacht wird: 
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E r s t e r A b s c h n i t t 
Die Kassenärztl iche Vereinigung Bayerns 

§ 1 
ü ) Für die Kassenärztl iche Versorgung der nach 

d e m Gesetze gegen Krankhe i t versicherten Personen 
u n d deren Angehörigen bilden die in das Arzt-
regis ter Bayerns eingetragenen Ärzte die 

Kassenärztl iche Vereinigung Bayerns 

(2) Die Vereinigung ist rechtsfähig und hat ihren 
Sitz in München. 

§ 2 
Die Kassenärztl iche Vereinigung Bayerns ist die 

Träger in der Beziehungen der Kassenärzte zu den 
T räge rn der Krankenvers icherung in Bayern. Sie 
un te rhä l t eine Landesstelle in München und nach 
Bedarf Bezirksstellen. 

§ 3 
(1) Ordentliche Mitglieder der Kassenärztl ichen 

Vereinigung Bayerns sind die zur Tät igkei l bei den 
Krankenkassen in Bayern zugelassenen Ärzte. 

(2) Außerordentl iche Mitglieder sind die in das 
Arztregister Bayerns e ingetragenen Ärzte, d i e noch 
nicht zur Tätigkeit bei den Krankenkassen zuge-
lassen sind. 

§ 4 
Die Kassenärzt l iche Vereinigung Bayerns hat 

e inen Landesvors tand für die Geschäftsführung 
u n d die Ver t re tung und 

eine Ver t re te rversammlung für die Aufgaben, die 
ih r nach dem Gesetz oder der Satzung obliegen. 

§ 5 
(1) Der Landesvors tand besteht aus den von der 

Ver t re te rve r sammlung gewähl ten Mitgliedern. Ihm 
müssen die Vorsitzenden der Bezirksstellen ange-
hören. Dem Vorstand muß außerdem mindestens 
ein Arzt angehören, der in das Arztregis tcr Bayerns 
eingetragen, zur Tätigkeit bei den Krankenkassen 
abe r noch nicht zugelassen ist und die Voraussetzung 
für die Wählbarkei t (§ 7 Abs. 2) erfüllt. Er wird von 
den außerordentl ichen Mitgliedern der Vereinigung 
gewählt . 

Das Nähere bes t immt die Safzung. 

(2) Der Landesvors tand ver t r i t t die Kassenärztliche 
Vereinigung gerichtlich und außergerichtlich und 
ha t die rechtliche Stel lung eines gesetzlichen Ver-
t r e t e r s ; die Satzung kann best immen, daß auch e in-
zelne Mitglieder des Landesvors tandes die Kassen-
ärzt l iche Vereinigung ver t re ten können. 

§ 6 
(1) Die Ver t re terversamir^ung besteht aus den von 

den ordentlichen Mitgliedern im Bereiche einer Be-
r.irksslelle gewählten Ver t r auensmännern ; das 
Nähe re best immt die Satzung. 

(2) Die Ver t re te rversammlung wählt aus ihrer 
Mit te den Vorsitzenden und Ste l lver t re ter und gibt 
sich eine Geschäftsordnung. Die Mitglieder des 
Landesvors tandes haben das Recht, an den Bera-
tungen der Ver t re te rversammlung tei lzunehmen. 

(3) Der Ver t re te rversammlung obliegen 
die Aufstellung und Änderung der Salzung, 
die Aufbringung der Mittel und die Fes t -
setzung des Haushal tsplanes , 
die Abnahme der Jahres rechnung und die En t -
lastung des Vorstandes. 

(4) Vor der Aufstellung und Änderung der Satzung 
sollen die außerordentl ichen Mitglieder von den B e -
zirksstellen gehört werden. 

§ 7 
(1) Fü r die Wahl zu den O r g a i e n sind die o rden t -

lichen Mitglieder (§ 3 Abs. 1) wahlberechtigt und 
wählbar . 

(2) Fü r den Ausschluß von der Wahlberecht igung, 
die Behinderung in der Ausübung der Wahlberech-
tigung und den Ausschluß von der Wählbarke i t 
gelten die Vorschriften in Art. 2, 3 und 5 des Ge-
meindewahlgesetzes entsprechend. Zum Vorsi tzenden 
in der Ver t re te rve r sammlüng und dem Vors tand 
kann nur gewählt werden, -wer vom Gesetz zur Be-
freiung von Nationalsozialismus und Mil i tar ismus 
nicht betroffen oder rechtskräft ig ent lastet ist. 

(3) Das Wahlrecht ruht , solange dem Kassenarz te 
die Befugnis zur Ausübung der Kassenärzt l ichen 
Tätigkeit entzogen ist. 

(4) Kommt eine Wahl zu den Organen nicht zu-
stande, so bestell t die Aufsichtsbehörde einen Beauf-
tragten, der die Geschäfte bis zur ordnungsmäßigen 
Bildung der Organe führt. 

§ 8 
Für die erste Wahl dauer t die Amtszeit der Mit-

glieder in den Organen bis zum Schluß des Jah res 
1931. Für die weiteren Wahlen bes t immt die 
Satzung die Amtszeit. Wiederwahl ist zulässig. 

§ 9 
Die Satzung best immt 

Aufgaben, Verfassung und Verwal tung der Kassen-
ärztlichen Vereinigung, 

Zusammensetzung, Aufgaben und Befugnisse des 
Landes Vorstandes, 
Einrichtung, Aufgaben und Befugnisse der Be-
zirksstollen, die Aufbringung der Mittel, 
die Befugnisse der Kassenärzt l ichen Vereinigung 
gegenüber ihren Mitgliedern, die ihre Pflichten 
nicht oder nicht gehörig erfüllen, 

die Rechtsmittel gegen Sühnemaßnahmen und die 
Art der Bekanntmachung . 

§ 10 
(1) Der Staatsminis ter für Arbeit und Soziale Für -

sorge prüft die Gesetzmäßigkeit der Sa tzung und 
ihre Änderung. 

(2) Die Geschäfts- und Rechnungsführung de r Ver-
einigung wird jährlich von einer unabhängigen und 
öffentlich anerkannten Stelle geprüft. 

Z w e i t e r A b s c h n i t t 
Die Kassenzahnärzt l iche Vereinigung Bayerns 

§ 11 
(1) Für die zahnärztl iche Versorgung der nach dem 

Gesetze gegen Krankhe i t versicherten Personen 
und deren Angehörigen bilden die in das Zahnarz t -
register Bayerns eingetragenen Zahnärzte die 

Kassenzahnärzt l iche Vereinigung Bayerns 
(2) Die Vereinigung ist rechtsfähig und ha t ihren 

Sitz in München. 
(3) Die Vorschriften der §§ 2 bis 10 dieses Gesetzes 

finden entsprechende Anwendung. 

D r i t t e r A b s c h n i t t 

Die KassendentisUsche Vereinigung Bayerns 

§ 12 
(1) F ü r die kassendentist ische Versorgung der 

nach dem Gesetze gegen Krankhe i t versicherten 
Personen und deren Angehörigen bilden die in das 
Dent is tenregis ter Bayerns e ingetragenen Dentisten 
die 

Kassendentist ische Vereinigung Bayerns 

(2) Die Vereinigung ist rechtsfähig und ha t ihren 
Sitz in München. 

(3) Die Vorschriften der §§ 2 bis 10 dieses Ge-
setzes finden entsprechende Anwendung. 
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V i e r t e r A b s c h n i t t 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 13 

(1) Der S taa t smin is le r für Arbeit und Soziale F ü r -
Sorge e r läßt d ie zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderl ichen Best immungen. 

(2) Die e r s t e Wahl der Mitglieder in den Organen 
der Vere in igung wird in e inem besonderen Gesetz 
geregelt . 

§ 14 
(1) Für das Land Bayern t r i t t dieses Gesetz an 

die Stelle 

der Ve ro rdnung über die Kassenärztl iche Ver-
einigung Deutschlands vom 2. August 1933 (RGBl. I 
S. 567), 

' der Ve ro rdnung über die Kassenzahnärzt l iche Ver-
einigung Deutschlands vom 27. Jul i 1933 (RGBl. I 
S. 540) u n d 
de r Ve ro rdnung über die Kassendentis t ische Ver-
einigung Deutschlands vom 13. Dezember 1940 
(RGBl. I S. 1656): 
Die auf G r u n d dieser Verordnung erlassenen Vor-

schriften u n d Best immungen gelten weiter, soweit 
sie mit den Vorschriften dieses Gesetzes vere inbar 
sind und nicht durch andere Vorschriften oder Be-
s t immungen aufgehoben oder geänder t werden. 

(2) U n b e r ü h r t bleiben die Verträge, welche die 
Kassenärzt l iche, Kassenzahnärzt l iche oder Kassen-
dentistische Vereinigung Deutschlands wegen der 
ärztlichen, zahnärzt l ichen und dentistischen Ver-
sorgung mit den Verbänden der Angestel l ten- und 
Arbei terersa tzkassen oder mit den Bezi rksknapp-
schaften geschlossen hat . 

§ 15 
Dieses Gesetz ist dringlich und tr i t t am 1. Jun i 1949 

In Kraft . 

München, den 30. September 1949 

Der Bayerische Minis terpräsident 

• Dr. Hans E h a r d 

Gesetz 

ü b e r d ie W a h l der M i t g l i e d e r in d e n e r s t e n 
O r g a n e n d e r K a s s e n ä r z t l i c h e n , der K a s s e n -
z a h n ä r z t l i c h e n u n d d e r K a s s e n d e n t i s t i s c h e n 

V e r e i n i g u n g B a y e r n s 
Vom 30. September 1949 

Der Land tag des Freis taates Bayern hat folgendes 
Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Senats 
h iermi t bekann tgemach t wird. 

E r s t e r A b s c h n i t t 
Die Kassenärztliche Vereinigung Bayerns 

§ 1 
Vertrauensmänner, 

Vorsitzende der Bezirksstellen 
(1) F ü r .iede Bezirksstelle werden von den o rden t -

lichen Mitgl iedern zur Ver t r e t e rve r sammlung und 
zwar für je 100 ordentl iche Mitglieder in geheimer 
schrift l icher Wahl je ein V e r t r a u e n s m a n n und je ein 
Er sa t zmann gewähl t ; Restmitgl iederzahlen über 50 
w e r d e n voll gezählt. Die Ve r t r auensmänne r im B e -
reich einer Bezirksstel le wählen den Vorsi tzenden 
dieser Stelle. 

(2) Die außerordent l i chen Mitglieder wählen für 
iede Bezirksste l le einen V e r t r a u e n s m a n n und einen 
Ersa tzmann. 

S 2 
Wahlvorschläge 

(1) Die Wahlen der Ver t r auensmänner erfolgen auf 
Grund von Wahlvorschlägen, die von mindestens 5% 
der Wahlberecht ig ten unterzeichnet sein müssen. 

(2) Gewähl t sind die Bewerber , die nach der 
Reihenfolge ihrer St immenzahl unter die Zahl der 
zu Wählenden fallen. . 

8 3 
Landesvorstand 

Der Landesvors tand der Kassenärzt l ichen Vereini-
gung Bayerns besteht aus 11 Mitgliedern, und zwar 

aus 1 Vorsitzenden und 1 s te l lver t re tenden Vor-
si tzenden, die von der Ver t re te rversammlung 
aus den ordentl ichen Mitgliedern gewählt 
werden, 

aus 1 außerordent l ichen Mitglied, das von den 
Ver t r auensmännern der außerordent l ichen 
Mitglieder gewählt wird und 

aus den 8 Vorsitzenden der Bezirksstellen. 

S 4 
Wahlberechtigung 

(1) Von der Wahlberecht igung ist ausgeschlossen: 

1. wer en tmündig t ist oder unter vorläufiger 
Vormundschaft oder wegen geistiger Gebre -
chen unier Pflegschaft steht, 

2. wer rechtskräft ig durch Richterspruch die 
bürger l ichen Ehrenrechte verloren hat . 

(2) Ausgeschlossen von der Wahlberecht igung sind 
ferner Personen, die un te r Klasse I und II im Teil A 
der Anlage des Gesetzes zur Befreiung von Nat io-
nalsozialismus und Mili tarismus vom 5. März 1946 
(GVBl. S. 145) fallen. 

(3) Bei allen Personen, über die eine rechtskräf t ige 
Spruchkammcren t sche idung vorliegt, ist an Stelle 
der Vorschriften des Abs. 2. die S p r u c h k a m m c r -
entscheidung maßgebend. Von der Wahlberecht igung 
ist darnach ausgeschlossen, wer durch rechtskräf-
tigen Spi'uch der Sp ruchkammer als Hauptschuldiger 
oder Belasteter eingereiht worden ist, außerdem ein 
Minderbelas te ter . wenn die Entziehung des Wahl -
rechtes durch Entscheidung der Sp ruchkammer be -
sonders angeordnet ist. 

(4) Behinder t in der Ausübung ihrer Wahlberech-
tigung sind 

1. Personen, die wegen Geis teskrankhei t oder 
Geistesschwäche in einer Hei l - oder Pflege-
anstal t un tergebracht sind; 

2. Personen, die sich in Haft befinden. 

S 5 
Wählbarkeit 

(1) Wählbar sind die wahlberecht ig ten Personen, 
wenn sie am Tage der Wahl das 25. Lebensjahr vol l-
endet haben. 

(2) Nicht wäh lba r sind außer den in § 4 Abs. 1 bis 4 
aufgeführten Personen: 

1. Minderbelas te te ; 
2. Personen, die Mitglieder der NSDAP oder 

einer ihrer Gliederungen (ausgeschlossen HJ 
und BDM) waren , solange noch keine rechts-
kräft ige Spruchkammeren t sche idung vorliegt. 

8 6 
Wahl der Vorsitzenden 

Zum Vorsi tzenden in der Ver t r e t e rve r sammlung 
und zum Vorsitzenden im Vors tand kann nur ge-
wäh l t werden, wer vom Gesetz zur Befreiung von 
Nationalsozialismus und Mil i tar ismus nicht betrof-
fen oder rechtskräf t ig ent las tet ist. 
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§ 7 
Wahlkreise 

Die Bereiche de r 8 Bezirksstel len 
München , 
Oberbayern , 
Niederbayern , 
Oberpfalz, 
Oberf ranken , 
Mit te l f ranken. 
Un te r f r anken , 
Schwaben 

bilden für die Wahlen zur Ve r t r e t e rve r sammlung 
je einen Wahlkreis . 

§'8 
Wahltag 

Die Wahl findet an einem Samstag in den e r s t en 
6 Wochen nach der Verkündigung de? Gesetzes s ta t t ; 
der Staatsminis ter für Arbeit und Soziale Fürsorge 
bes t immt diesen Tag. Gewähl t w i rd in der Zeit von 
9 bis 17 Uhr. 

§ 9 
Kosten 

Die Kosten der Wahlen t rägt die Kassenärzt l iche 
Vereinigung. 

Z w e i t e r A b s c h n i t t 
Die Kassenzahnärztliche Vereinigung Bayerns 

8 10 
Landesvorstand 

Der Landesvors tand der Kassenzahnärzt l ichen Ver ­
einigung Bayerns besteht aus 8 Mitgliedern, und zwar 

aus 1 Vorsitzenden und 1 s te l lver t re tenden Vor­
si tzenden, die von der Ver t r e t e rve r sammlung 
aus den ordent l ichen Mitgliedern gewähl t 
werden, 

aus 1 außerordent l ichen Mitglied, das von den 
Ver t r auensmänne rn der außerordent l ichen ' 
Mitgl ieder gewählt wird, und 

aus den 5 Vorsi tzenden der Bezirksstellen. 

8 11 
Wahlkreise 

Die Bereiche der Regierungsbezirke 
Oberbayern , 
Niederbayern und Oberpfalz, 
Ober f ranken und Mit te l f ranken, 
Unterf ranken, 
Schwaben 

bilden für die Wahlen zur Ver t r e t e rve r sammlung je 
einen Wahlkreis , der für die Durchführung der Wahl 
als Bezirksstelle gilt. 

8 12 
Vorsitzende der I ie/ i rksstel lcn 

Die Vorsi tzenden der Bezirksstellen werden von 
den ordent l ichen Mitgl iedern im Bereich der B e ­
zirksstelle gewählt . 

§ 13 
Verweisung 

Im übr igen finden die Bes t immungen der §§ 1, 2, 4 
bis 9 en tsprechende Anwendung . 

D r i t t e r A b s c h n i t t 
Die Kassendentistische Vereinigung Bayerns 

8 14 
Landesvorstand 

Der Landesvors tand der Kassendent is t ischen Ver ­
einigung Bayerns besteht aus 11 Mitgliedern, und 
zwar 

aus 1 Vorsi tzenden und 1 s te l lver t re tenden Vor ­
si tzenden, die von der Ve r t r e t e rve r sammlung 
aus den ordent l ichen Mitgl iedern gewähl t 
werden . 

aus 1 außerorden t l i chen Mitg l ied , das von den 
V e r t r a u e n s m ä n n e r n d e r auße ro rden t l i chen 
Mitgl ieder gewähl t w i rd , u n d 

aus den 8 Vors i tzenden d e r Bezi rkss te l len . 

§ 15 
Wahlkreise 

Die Bere iche der 8 Bez i rkss te l len 
München , 
O b e r b a y e r n , 
N iede rbaye rn , 
Oberpfalz , 
Obe r f r anken , 
Mi t t e l f r anken , 
U n t e r f r a n k e n , 
S c h w a b e n 

bilden für die Wahlen zur V e r t r e t e r v e r s a m m l u n g j e 
e inen Wahlkreis . 

8 16 
Verweisung 

Im übr igen finden die B e s t i m m u n g e n d e r §§ 1, 2, 
4 bis 9 und 12 en t sp rechende A n w e n d u n g . 

V i e r t e r A b s c h n i t t 

Schlußvorschriften 
8 17 

Leitung und Durchführung der Wahlen, 
Wahlbeschwerden 

(1) Der Bayerische S t aa t smin i s t e r für Arbei t und 
Soziale Fürsorge e r läß t die für die Le i tung und 
Durchführung der e r s t en Wahl erforderl ichen Vor ­
schriften. 

(2) Über Wah lbeschwerden entscheidet de r S p r u c h ­
senat des Bayer ischen Landesve r s i che rungsamtes . 

§ 18 
Inkrafttreten 

Das Gesetz ist dr ingl ich . Es t r i t t am 1. Oktober 
1949 in Kraft . 

München , den 30. S e p t e m b e r 1949 

Der Bayer i sche Minis te rpräs ident 
Dr. H a n s E h a r d 

Geseiz 
z u r Ä n d e r u n g d e s G e s e t z e s N r . 39 ü b e r d i e 

V e r w a l t u n g s g e r i c h t s b a r k e i t 
v o m 25 . S e p t e m b e r 1 9 4 6 (GVB1. S . 2 8 1 ) 

Vom 30. September 1949 

Der Land tag des F r e i s t a a t e s Bayern hat folgendes 
Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Sena ts 
h iermi t b e k a n n t g e m a c h t w i r d : 

Art. 1 

§ 4 Abs. 4 e rhä l t folgende Fassung: 
„(4) Die übr igen R ä t e u n d die S te l lver t re te r w e r ­

den aus den s tänd igen Rich te rn des Obers ten 
Landesger ichts , d e n Mi tg l iedern des Ober s t en 
Rechnungshofes oder den ordent l ichen U n i v e r s i ­
tä tsprofessoren des öffent l ichen Rechts für die 
Dauer ihres H a u p t a m t e s e r n a n n t . Als o rden t l i che 
Mitgl ieder und als S t e l l ve r t r e t e r können auf b e ­
s t immte Zeit, die zwei J a h r e nicht un te r sch re i t en 
darf, auch R u h e s t a n d s b e a m t e bestell t werden , die 
f rüher ordent l iche Mitg l ieder des V e r w a l t u n g s ­
gerichtshofes wa ren ode r e ines der in Satz 1 ge ­
n a n n t e n Ämte r oder ein en t sprechendes de r a l l ­
gemeinen Verwa l tung bek le ide t haben." 

Art. 2 
§ 6 Abs. 1 e rhä l t fo lgenden Zusatz: 
„Beschlüsse w e r d e n in d e r Besetzung von drei 

Mitgl iedern einschließl ich des Vors i tzenden e r ­
lassen." 
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Art. 3 

§ 11 Abs . 4 e r h ä l t folgenden Satz 2: 
„Als b e a m t e t e Mitgl ieder und als S te l lver t re -

t e r k ö n n e n auf be s t immte Zeit, die zwei J a h r e 
n ich t un t e r s ch re i t en darf, auch Ruhes tands -
b e a m t e bestel l t werden , die f rüher eines der in 
Satz 1 g e n a n n t e n Ä m t e r bekleidet haben." 

D e r b i sher ige Satz 2 w i r d Satz 3. 

Art. 4 

§ 26 Abs . 1 Nr . 3 e rhä l t folgende Fassung: 
„(1) Die eh renamt l i chen Mitglieder haben bei 

de r A u s ü b u n g ihres Amtes alle Rechte und 
Pflichten r ich te r l icher Beamter . Sie sind vor 
i h r e m A m t s a n t r i t t auf die Erfüllung der Oblie-
genhe i ten des ihnen übe r t r agenen Amtes eidlich 
zu verpflichten. Sie e rha l ten Aufwandsentschädi -
gung, Ersa tz de r Fah r tkos t en und des Verdienst-
ausfal les in gle icher Weise wie die Schöffen." 

Art. 5 
1. § 35 Abs . 2 e r h ä l t folgende Fassung: 

„3. Bei Anfech tungsk lagen vorbehaltl ich Nr. 1 
das Verwal tungsger ich t , in dessen Bezirk der be -
schwerende V e r w a l t u n g s a k t erlassen wurde ; 
w u r d e d e r be schwerende Verwal tungsak t von 
e iner Behörde er lassen , deren Zuständigkei t sich 
auf m e h r e r e Verwal tungsger ichtsbezi rke er-
s t reckt , so ist das Verwaltungsgericht zus tän-
dig, in dessen Bez i rk d e r Verwal tungsakt gegen 
den Beschwer t en hauptsächl ich wirkt ." 

Art. 6 

1. § 35 Abs . 2 e r h ä l t folgende Fassung: 
„(2) Sie ist auch gegen die Unter lassung e iner 

bean t r ag t en A m t s h a n d l u n g zulässig, auf deren 
V o r n a h m e de r Ant rags te l l e r ein Recht zu haben 
behaup te t . Als Un te r l a s sung gilt es, wenn die Be-
hörde den A n t r a g auf Vornahme der Amtshand -
lung ohne zure ichenden . Grund binnen angemes-
sener F r i s t n icht beschieden hat ." 

2. § 48 e rhä l t folgende Fassung: 
„(1) Durch V e r o r d n u n g kann bes t immt werden, 

daß in den Fäl len , in denen dieses Gesetz die 
E r h e b u n g de r Anfechtungsklage von der vor-
her igen Ein legung eines Einspruchs abhängig 
mach t , s ta t t des Einspruchs Beschwerde zur 
Aufs ich tsbehörde einzulegen ist. 

(2) Durch Ve ro rdnung kann ferner bes t immt 
werden , daß in a l len Fällen, in denen gegen Ver-
w a l t u n g s a k t e e ine r Behörde die förmliche Be-
schwerde im Verwal tungsver fahren e ingeräumt 

. ist, diese B e s c h w e r d e s t a t t des Einspruchs e in-
zulegen ist. 

(3) F ü r die Beschwerden nach Abs. 1 und 2 
gel ten die Vorschr i f ten für den Einspruch (§§ 39, 
40 Abs. 2, 42 und 45) s inngemäß. 

(4) Durch Vero rdnung kann auch bes t immt 
werden , daß die E rhebung der Anfechtungsklage 
in den Fäl len des § 35 Abs. 2 von der vorherigen 
Anrufung der Aufs ichtsbehörde abhängig ist, 
wenn eine Behörde den Ant rag auf Vornahme 
einer A m t s h a n d l u n g ohne zureichenden Grund 
b innen angemessene r Fr i s t nicht beschieden hat. 
Die Erhebung d e r Anfechtungsklage ist dann. 
abweichend von § 43 Satz 2, nach Ablauf von 
6 Monaten seit Anru fung der Aufsichtsbehörde 
ausgeschlossen " 

Art . 7 

Dem § 49 wi rd folgender Abs. 2 angefügt: 
„(2) Die Klagen und die weiteren Schriftsätze 

nebst Anlagen sollen in so vielen Stücken e in-
gereicht werden , daß jedem Beteiligten eine A u s -
fert igung, d e m s tändigen Ver t re ter des öffent-
l ichen In teresses jedoch zwei Ausfer t igungen zu-
gestell t werden können . " 

Art. 8 

Dem § 51 Abs. 3 wi rd folgender Satz 4 angefügt: 
„In dr ingenden Fällen kann der Vorsitzende 

des Gerichts eine vorläufige Aussetzung der 
Vollziehung anordnen; die Anordnung wirkt , bis 
sie durch Gerichtsbeschluß ersetzt oder aufge-
hoben wird." 

Art. 9 
Dem § 55 Abs. 1 wird folgende Nr. 4 angefügt: 
„4. Die Klage aus anderen Gründen offenbar 

unzulässig oder offenbar unbegründe t ist." 

Art. 10 
In § 60 Abs. 1 werden die Worte gestr ichen: 
„nach Anhörung der Beteiligten." 

Art. 11 

§ 62 erhäl t un ter Wegfall des bisherigen Sa t -
zes 2 folgenden Absatz 2: 

„(2) Hält das Verwaltungsgericht eine Anfech-
tungssache nach Klärung des Sachverhal ts lü r 
spruchreif, so kann es dies den Beteiligten mit 
dem Anfügen mitteilen, daß es sich vorbehalte, 
ohne mündl iche Verhandlung zu entscheiden, 
wenn ein Beteiligter diese nicht binnen zwei 
Wochen nach Zustel lung der Mit tei lung aus -
drücklich beantragt . Geht ein solcher Ant rag 
nicht ein, so kann das Gericht ohne mündl iche 
Verhandlung entscheiden." 

Art. 12 
§ 65 Abs. 2 Satz 1 e rhä l t folgende Fassung: 
„(2) Akten einer Behörde, die vom Gericht zum 

Stre i tverfahren zugezogen worden sind, können 
den Beteiligten zur Einsicht oder Abschrift nu r 
so weit überlassen werden, als die Behörde 
oder auf Beschwerde die Aufsichtsbehörde (§ 41) 
nicht ausdrücklich widerspricht ." 

Art. 13 

§ 79 Abs. 1 erhäl t folgende Fassung: 
„Soweit das Gericht die Anfechtungsklage für 

begründet hält , hebt es den Einspruchs- oder 
Beschwerdebescheid und den angefochtenen Ver -
wal tungsak t auf; ha t der Verwal tungsakt vorher 
durch Zurücknahme oder auf andere Weise seine 
Erledigung gefunden, so spricht das Gericht auf 
A n t r a g aus, daß der Verwal tungsakt unzulässig 
w a r " 

Art. 14 
§ 102 Satz 1 erhäl t folgende Fassung: 
,.Durch Verordnung kann für Strei t igkeiten 

übe r öffentliche Abgaben, Kosten, Strafen und 
für alle oder für einzelne Arten von Par te i s t re i -
t igkei ten die Zulässigkeit der Berufung davon 
abhängig gemacht werden, daß der S t re i twer t 
mindes tens 300 DM beträgt ." 

Art. 15 

§§ 105 Abs. 1 und H l erha l ten folgende F a s -
sung: 

§ 105 Abs. 1: 
„(1) Häl t der Verwaltungsgerichtshof die B e -

rufung wegen Fr i s tversäumnis oder aus sonstigen 
Gründen für offenbar unzulässig oder für offen-
ba r unbegründet , so kann er sie ohne weiteres 
durch einen mit Gründen versehenen Vorbe-
scheid, der auch den Berufungsbeklagten und 
den sonstigen Beteiligten zuzustellen ist, zurück-
weisen." 

§ 111: 
„Die mündl iche Verhandlung kann un te rb le i -

ben, wenn alle Beteiligten ausdrückl ich auf sie 
verzichten oder § 62 Abs. 2 oder § 97 angewendet 
wird ." 

Art. 16 
Dem § 128 ist als Abs. 2 einzufügen: 
„(2) Haben der Anfechtungskläger oder in P a r -

teis t rei t igkei ten die Par te ien den Rechtsstrei t in. 



2 6 0 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsb la t t Nr. 24/1949 

der Hauptsache als erledigt erk lär t , so entscheidet 
das Gericht über die Kosten un te r Berücks ich t i -
gung des bisherigen Sach- und St re i t s tandes 
nach bil l igem Ermessen durch Beschluß." 

Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3. 

Art. 17 
Dem § 132 Abs. 1 ist als Satz 2 anzufügen: 
„Entschädigungen können auch Beigeladene 

(§§ 60, 91) erhal ten ." 
Der bisherige S a t i 2 wird Satz 3. 

Art. 18 
Das Gesetz t r i t t a m 1. Oktober 1949 in Kraft . 

München, den 30. Sep tember 1949 
Der Bayer ische Minis terpräs ident 

Dr. Hans E h a r d 

Zweite Verordnung 
tut A u s f ü h r u n g d e s G e s e t z e s ü b e r d i e V e r -
w a l t u n g s g e r i c h t s b a r k e i t v o m 25 . S e p t . 1 9 4 6 — 
G V B 1 . S . 281 — in d e r F a s s u n g n a c h d e m 
G e s e t z z u r Ä n d e r u n g d e s G e s e t z e s N r . 39 

ü b e r d i e V e r w a l t u n g s g e r i c h t s b a r k e i t 
v o m 3 0 . S e p t e m b e r 1949 ( G V B 1 . S. 2 5 8 ) 

Vom 30. September 1949 

Auf Grund des § 139 des Gesetzes über die Ver -
wal tungsger ich tsbarke i t vom 25. September 1946 
(GVBl. S. 281) wi rd zur Ausführung dieses Geset -
zes wei ter bes t immt: 

Art. 1 
Die Verordnung Nr. 85 vom 27. September 1946 

(GVS1. S. 291) wird geänder t wie folgt: 
1. Der bisherige Art . 2 wi rd aufgehoben. 
2. Art. 3 Abs. 1 e rhä l t folgende Fassung: 

„(1) Zur Ver t r e tung des öffentlichen Interesses 
wird bei dem Verwaltungsgerichtshof und den 
Verwal tungsger ichten eine S taa tsanwal t schaf t 
aufgestellt. Die Geschäfte der S taa tsanwal tschaf t 
weiden durch haup tamt l i che S taa t sanwäl te ge -
führt. Bei den Verwal tungsger ichten können sie 
auch von Beamten der Regierungen im Neben-
amt wahrgenommen werden." 
3. Als Art . 6a wird eingefügt: 

„ Z U § 48 des Gesetzes in der Fassung nach 
Art. 6 Nr. 2 des Gesetzes zur Änderung des G e -
setzes Nr. 39 über die Verwal tungsger ich tsbar -
keit vom 30. Sep tember 1949 (GVBl. S. 258): 

(1) Gegen Verwal tungsak te einer Behörde, die 
nicht unmi t t e lba r e inem Staa t smin is te r ium n a c h -
geordnet ist, kann die Anfechtungsklage erst 
erhoben werden , nachdem der Klageberechtigte 
erfolglos Beschwerde zur Aufsichtsbehörde e in-
gelegt hat . Das gleiche gilt für Verwal tungsak te 
aller Behörden, gegen die e ine förmliche B e -
schwerde im Verwal tungsver fahren e inge-
räumt ist. 

(2) Wenn in den Fällen des § 35 Abs. 2 der 
Ant rag auf Vornahme der Amtshand lung ohne 
zureichenden Grund b innen angemessener Fr is t 
nicht beschieden wurde , kann die Anfech tungs-
klage ers t e rhoben werden , nachdem der Klage-
berechtigte erfolglos die Aufsichtsbehörde ange-
rufen hat ." 
4. Art . 9 erhäl t folgende Fassung: 

„Zu § 102 des Gesetzes in der Fassung nach 
Art . 14 des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
Nr. 39 über die Verwal tungsger ich tsbarke i t vom 
30. Sep tember 1949 (GVBl. S. 258): 

(1) In Strei t igkei ten über öffentliche Abgaben, 
Kosten und Strafen sowie in Par te is t re i t igkei ten 
ist die Berufung nu r zulässig, wenn der S t re i t -
wer t mindes tens 300 DM beträgt . 

(2) Die Berufung ist ohne Rücksicht auf den 
S t re i twer t zulassig. wenn in dem Verfahren über 

eine F r a g e von grundsä tz l icher Bedeutung zu 
entscheiden ist. Ob dies zutrifft, entscheidet de r 
Verwal tungsger ichtshof vorweg ohne mündl i che 
Verhand lung durch Beschluß. 
5. I n Art . 13 Abs. 1 Nr . 21 ist h in te r „Art . 73" 
einzufügen „Abs. I I—IV". 

Art. 2 

Diese Verordnung t r i t t a m 1. November 1949 in 
. Kraft . 

München, den 30. September 1949 

Der Bayer ische Minis terpräs ident 
Dr. Hans E h a r d 

Gesetz 
über die Aufhebung der 6proz. Kürzung der 
Dienst- und Versorgungsbezüge nach der 

Ersten Gehaltskürzungsverordnung 
vom 28. September 1949 

Der Land tag des Fre is taa tes Bayern hat das fol-
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats h ie rmi t bekann tgemach t wi rd : 

8 1 
Die Erste Gehal t skürzungsverordnung (Bayerische 

GVKO. vom 31. Dezember 1930 — GVBl. S. 411 — 
Kapitel I I des I I . Teiles der Verordnung vom 1. D e -
zember 1930 — RGBl. I S. 522 — in der Fassung der 
Verordnung vom 6. Oktober 1931 — RGBl. I S. 537 
— u n d des Gesetzes vom 23. März 1934 — RGBl. I 
S. 232) ist mi t Wirkung vom 1. Oktober 1949 nicht 
mehr anzuwenden. 

§ 2 
(1) Die mi t Bekann tmachungen des S taa tsminis te -

r iums der Finanzen vom 7. Jun i 1949 (StAnz. Nr. 23) 
u n d vom 26. Ju l i 1949 (StAnz. Nr. 30) für die Mona te 
Apri l bis September 1949 gewähr te außerordent l iche, 
nicht ruhegehal t fähige Zulage für Beamte, deren 
Grundgeha l t den Be t rag von 270.— DM monatl ich 
nicht übersteigt , wird soweit und solange, längstens 
jedoch bis 1. Oktober 1950, fortgewährt , als sie den 
aus dem Wegfall der Gehal tskürzung nach § 1 und 
aus künft igen Erhöhungen des Diensteinkommens 
durch Voirückung im Grundgehal t oder Über t r i t t 
in eine höhere Besoldungsgruppe sich ergebenden 
Mehrbe t rag an Dienstbezügen übersteigt . 

(2) Abs. 1 gilt s inngemäß auch für Beamte, die 
nach dem 30. September 1949 in das Beamtenver -
hältnis berufen werden. 

§ 3 
Die Ausführungsbes t immungen zu diesem Gesetz 

erläßt das S taa t smin is te r ium der Finanzen. 

§ 4 
Das Gesetz ist dringlich. Es t r i t t am 1. Oktober 

1949 in Kraft . 

München, den 28. September 1949 
Der Bayerische Minis terpräsident 

Dr. Hans E h a r d 

Verordnung 
zur D u r c h f ü h r u n g d e s G e s e t z e s ü b e r N o t m a ß -
n a h m e n auf d e m G e b i e t d e r E l e k t r i z i t ä t s - u n d 

G a s v e r s o r g u n g ( E n e r g i e n o t g e s e t z ) 
v o m 10. J u n i 1949 ( W i G B l . S. 87) 

Vom 6. Oktober 1949 

Auf Grund des § 1 Abs. 3, § 4 Abs. 1 u. 4 u. § 11 
Abs. 2 des Gesetzes über Notmaßnahmen auf d e m 
Gebiet der Elekt r iz i tä t s - und Gasversorgung (Ener-
gienotgesetz) vom 10. J u n i 1949 (WiGBl. S. 87) w i r d 
für den Elektr iz i tä tsbezirk VIII (Bayern) verordnet : 
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I. A b s c h n i t t 

Aufgaben und Befugnisse der Las tver te i le r 

§ 1 -
(1) Der Haupt las tver te i l e r — in Bayern mit der B e -

zeichnung Landeslas tver te i ler — ha t auf dem G e -
biete de r Energiebewirtschat ' tung im E inverneh-
men mi t dem Staa lsminis te r ium für Wirtschaft 
die zur Aufrech te rha l tung der Elekt r iz i tä t sver -
sorgung Bayerns erforderl ichen M a ß n a h m e n zu 
treffen; er ist an die Weisungen des S taa t smin i -
s te r iums für Wirtschaft gebunden. 

(2) Der Haupt las tver te i le r schlägt dem S taa t smin i -
s te r ium für Wirtschaft die Ver te i lung der für die 
Elektr iz i tä tsversorgung zugeteil ten Kohle vor. 
Anweisungen des Bundeswir tschaftsminis ters nach 
§ 5 des Gesetzes hat er unverzüglich dem S taa t s -
min i s t e r ium für Wirtschaft mitzutei len. 

§ 2 
(1) Der Gebie ts las tver te i ler ha t auf dem Gebiet de r 

Energiebewir tschaf tung nach den Weisungen des 
Haupt las tver te i l e r s die zur Aufrechterha l tung 
der Elekt r iz i tä tsversorgung seines Gebietes e r -
forderlichen Maßnahmen zu treffen. 

(2) Der Gebiets las tver te i ler ist gegenüber der Regie-
rung zur Amtshi lfe verpflichtet. 

§ 3 
Soweit erforderlich, können die Gebie ts las lver-

teiler Außens te l len err ichten; die bisherigen Or t s -
las tver te i ler s ind Außenstel len der Gebie ts las tver-
teiler. 

§ 4 
(1) Es bestehen folgende Gebiet >lastverteiler: 

GebietslaKtverteiler I 
mit dem Sitz in Würzburg 
für das Versorgungsgebiet der Über l andwerk 
Un te r f r anken AG., 
Gebiets las tver te i ler II 
mit dem Sitz in Bamberg 
für das Versorgungsgebiet der Über landwerk 
Ober f ranken AG., 
Gebie ts la t tver te i lc r III 
mit dem Si tz in Bayreuth 
für das Versorgungsgebiet der Bayer. Elektr iz i -
tätslieferungs-Gesellschaft AG., 
Gebiets las tver te i ler IV 
mit dem Sitz in Regensburg 
für das Versorgungsgebiet der Energieversorgung 
Os tbaye in AG., 
Gebiets las tver te i ler V 
mit dem Sitz in Nürnberg , 
für das Versorgungsgebiet der Frank . Über land-
werk AG., 
Gebiets las tver te i ler VI 
mit dem Sitz in München 
für das Versorgungsgebiet der A m p e r w e r k e Elek-
t r iz i tä ts-AG., 

Gebie ts las tver te i ler VII 
mit dem Si tz in Augsburg 
füi das Versorgungsgebiet der Lech-Elektr iz i -
tä ts-AG., 
Gebie ts las tver te i ler VIII 
mit dem Sitz in München 
für das Versorgungsgebiet der I sa rwerke G.m.b.H., 
Gebiets las tver te i ler IX 
mit dem Sitz in Kempten 
für das Versorgungsgebiet der Al lgäuer Über -
land w e i k G.m.b.H., 
Gebiets las tver te i ler X 
mit dem Sitz in Augsburg 
für das Versorgungsgebiet der S l ad twerke Augs -
burg, 
Gebie ts las tver te i ler X I 
mit dem Si tz in München 

für das Versorgungsgebiet de r S tad twerke M ü n -
chen, 

Gebiets las tver te i ler X I I 
mi t dem Sitz in N ü r n b e r g 

für das Versorgungsgebiet der Großkraf twerk 
F r a n k e n AG. und 
der S t ad twerke Nürnberg . 

(2) Soweit ein Versorgungsgebiet nicht in Abs. 1 e r -
faßt ist, best immt der Haupt las tver te i ler , we l -
chem Gebietslast Verteiler dieses Versorgungs-
gebiet unters te l l t wird. Der Haupt las tver te i le r 
ha t eine Regelung gemäß Satz 1 im Bayerischen 
Staatsanzeiger bekanntzumachen. 

II. A b s c h n i t t 

Aufgaben und Befugnisse der Regierung 

§ 5 
(1) Die Regierung überprüf t auf G r u n d der Mel-

dungen des Gebiets las tver te i lers (§ 12 Abs. 3) den 
zulässigen und tatsächlichen Strombezug der kon -
t ingent ier ten Großverbraucher (§ 10). 

(2) Die Regierung kann durch Kontrol len die Ein-
ha l tung der angeordneten S t romeinschränkungs-
m a ß n a h m e n und, soweit bei den S t romabneh -
m e r n Zählerl is ten geführt werden (§ 12 Abs. 8), 
deren richtige F ü h r u n g bei den S t romabnehmern 
überprüfen. 

(3) Die Regierung kann S t romabnehmer im Einver -
nehmen mit dem Gebietslastvertei ler zum Aus -
gleich ihres unzulässigen Mehlbezuges auf Zeit 
vom Strombezug ausschließen oder in der S t rom-
a b n a h m e beschränken. 

(4) Die Regierung ist zuständig für die Festsetzung 
von Ordnungss t rafen (Geldbußen) nach § 11 Abs. 2 
des Gesetzes. 

§ 6 
Örtlich zuständig ist die Regierung, in de ren B e -

zirk die S t romen tnahme erfolgt. 

I II . A b s c h n i t t 
Maßnahmen zur Strombewü-tsehaftung 

§ 7 
Bei S t romknapphe i t k a n n der Haupt las tver te i ler 

mi t Zus t immung des S taa tsminis tc r iums für Wir t -
Schaft die in den §§ 8 bis 11 vorgesehenen S t rom-
e inschränkungsmaßnahmen treffen. 

§ 8 
(1) Der Haupt las tver te i le r k a n n Leis tungs- und A r -

bei tskont ingente für die Gebie ts las tver te i ler -
bezirke (Gebietskontingente) festsetzen. Diese 
stellen den Höchstwert der zulässigen S t rom-
abgabe innerha lb des Gebietes dar. Um die E in-
h a l t u n g dieser Kont ingente zu erzwingen, k a n n 
e r in dr ingenden Fäl len vorübergehende A b -
schal tungen von Netzteilen vornehmen. 

(2) F ü r die E inha l tung der vom Haupt las tver te i le r 
ausgegebenen Gebie tskont ingente ha t der G e -
bie ts las tver te i ler durch Vollzug und Überwachung 
d e r angeordne ten E inschränkungsmaßnahmen , 
durch zweckmäßige Leis tungsver te i lung (§ 12 
Abs. 7) und äußers tenfal ls durch Notabschal-
tungen zu sorgen. 

§ 9 
(1) Der Haupt las tver te i l? r k a n n p lanmäßige gebie ts -

weise Abscha l tungen vornehmen. Die wöchen t -
liche Abschal ts tundenzahl wird durch das S t a a t s -
min i s t e r ium für Wirtschaft festgesetzt. Die Fes t -
se tzung der Abschaltzeiten obliegt dem Gebie t s -
las tver tei ler . Diese sind von ihm öffentlich be -
kann tzumachen . 

(2) Großverbraucher der Pr io r i t ä t sgruppen I und II 
(§ 12) unter l iegen nicht den p lanmäßigen gebiets-
weisen Abschal tungen im Sinne des Abs. 1. Dies 
gilt nicht, w e n n 
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a) ihre Wei terversorgung unabhäng ig von den 
Abschal tungen technisch nicht möglich ist, 

b) die mit ihrer Wei terversorgung zwangsläufig 
verbundene Strombelieferung an andere A b -
nehmer (Nutznießerverbrauch) nicht ve r t re tbar 
erscheint, 

c) die mi t der Wei terversorgung ve rbundenen 
technischen oder verwal tungsmäßigen Schwie-
rigkeiten für das Eiekt r iz i tä tsversorgungs-
un te rnehmen nicht zumutbar sind. 

(3) Großverbraucher im Sinne des Abs. 2 sind S t rom-
abnehmer mit einem Monatsbezug von m e h r als 
2000 Ki lowat t s tunden aus dem Netz der Eletr izi-
tä t sversorgungsunternehmen. 

§ 10 
Der Haupt las tver tc i le r kann den Strombezug der-

jenigen Großverbraucher (§ 9 Abs. 3) al ler Pr ior i -
tä t sgruppen kontingon. ieren, welche von den p l an -
mäßigen gebietsweisen Abschal tungen nach § 9 nicht 
erfaßt werden. 

§ 11 
Der Haupt las tver te i le r kann für bes t immte Zeiten 

und Zwecke die S t romentnahme verbie ten oder be -
schränken. 

§ 12 
(1) Das Staatsminis ter ium für Wirtschaft stuft die 

zu kont ingent ierenden Großverbraucher (§ 10) 
nach der Dringlichkeit ihrer S t romversorgung in 
Fr ior i tä tsgruppen ein. 

(2) Für die Einstufung in die Pr io r i t ä tg ruppen ist 
bei Fer t igungsbetr ieben die Al t der Fer t igung 
maßgebend. Hat ein Betr ieb mehre re Fe r t igun-
gen, so wird jede Fer t igung in die ihr en t sp re -
chende Pr ior i tä l sgruppe eingereiht. 

(3) Der Gcbiets laslvertei ler setzt für die zu kont in -
gent ierenden Großverbraucher (§ 10) ein Normal -
kont ingent in Ki lowat ts tunden für den Mena t s -
bezug aus dem Netz der Elekt r iz i tä tsversorgungs-
un te rnehmen, gel rennt in einen S ta rk las t - und 
einen Schwachlastanteil , fest. Das Normalkonl in -
gent soll im Sta rk las t - und im Schwachlastanlei l 
dem Monalsbedarf des S t romabnehmers bei 
größtmöglichem Einsatz vorhandener Eigen-
crzeugungsanlegen. ausgenommen Nots t rom-
anlagen, entsprechen. Als Nots t romanlagen im 
Sinne des Satzes 2 gelten Eigenerzeugungsanlagen, 
die ausschließlich der Sicherstellung des S t rom-
bedarfes bei Aussetzen der öffentlichen S t rom-
versorgung dienen, sofern sie auße rha lb ihrer 
eigentlichen Bes t immung nicht mehr als 15 S t u n -
den monatlich zur Erprobung betr ieben werden. 
Bei Betr ieben mit e inem jahreszeit l ich e r h e b -
lich veränderl ichen Strombedarf ist das Normal -
kont ingent diesen Änderungen anzupassen. Der 
Gebiets lastvertei ler ha t die von ihm festgesetz-
ten Normalkont ingente der Regierung bekann t -
zugeben Er hat außerdem während der jeweils 
hierfür festgesetzten Zeiten den St rombezug der 
kont ingent ier ten Großverbraucher (§ 10) ge t rennt 
nach S ta rk las t - und Sehwachlastbezug von den 
Energieversorgungsunternehmen einzuholen und 
der Regierung (§ 6) zu meiden. 

(4) Der Haupt las tver te i le r setzt zur Durchführung 
der Einschränkungen nach § 10 je nach der S t rom-
mangel lage einen der beiden nachs tehenden Ein-
schränkungsfäl le in Kraft . Die betroffenen S t rom-
abnehmer dürfen dann entsprechend ihren 
Pr ior i tä t sgruppen nun- den im folgenden ange-
führten Prozentsatz vom Stark las tante i l ihres 
Normalkoni ingents beziehen: 

Einschränkungsfal l : 

Krisenfall : 

Katas t rophen fall: 

P r i o r i t ä t s g r u p p « o 
I II I I I IV V 

80 67 50 40 20 
80 50 20 20 0 

(5) Die Kürzungen gemäß Abs. 4 sind auch w e r k -
täglich anteilig einzuhalten, sofern nicht vom 
Gebietslastvertei ler ein größerer Ze i t r aum am 
ein Tag für ihre Einhal tung festgesetzt w u r d e . 

(6) Der Regelung nach Abs. 4 unter l iegen nicht d i t 
elektrische Zugförderung der Deutschen B u n d e s -
bahn sowie die vom Staa tsminis te r ium für W i r t -
schaft bes t immten s t romintensiven Großbet r iebe . 

(7) Der Gebietslast Verteiler kann die E i n s c h r ä n k u n -
kungen nach Abs, 4 nach seinem Ermessen a m 
Arbeitsbezug innerhalb der Starklas tzei t , a m 
Leistungsbezug, durch Kürzung oder Ver legung 
der Stromzutei lungszei ten oder durch m e h r e r a 
dieser Maßnahmen gleichzeitig vornehmen. 

(8) Ist eine gesonderte Erfassung des Schwachlas t -
bezugs weder durch Messung möglich, noch die 
gewissenhafte F ü h r u n g einer Zähler l is te mi t 
Eintrag des S ta rk - und Schwachlastbezuges durch 
die S t romabnehmer gewährleistet u n d kann die 
Einhal tung der Kont ingent ierungsvorsehr i f ten . 
während der Starklastzeit auch auf andere Weise 
nicht sichergestellt werden, so sind die E in -
schränkungsgrundsätze nach Abs. 4 auf das ge -
samte Normalkont ingent anzuwenden . 

IV. A b s c h n i t t 
Straf best immungen 

§ 13 
Verstöße gegen diese Verordnung werden nach 

§ 11 des Gesetzes bestraft. 

V. A b s c h n i t t 
Allgemeine Res t immungen 

§ 14 

(1) Alle Stromzutei lungen sind nu r in dem A u s -
maß zu erfüllen, als es der jeweil ige Zustand d e r 
Uber t ragungsanlagen technisch zuläßt. 

(2) Diese Verordnung findet keine A n w e n d u n g auf 
S t romabnehmer , welche keinen unmiUclbaren 
oder mi t te lbaren Anschluß an die Über landver -
sorgung haben. 

(3) Als Sta iklas tze i ten . gellen im Winter (Oktober 
bis März) werktägl ich die Zeiten von 6 bis 22 
Uhr, Samstag von 6 bis 13 Uhr, im Sommer 
(April bis September) werktäglich die Zeiten vo« 
6 bis 21 Uhr, Samstag von 6 bis 13 Uhr. Alle , 
übrigen Zeiten gelten als Schwachlastzeiten. 

§ 15 
Die Verordnung über die Durchführung von S t r o m -

e inschränkungsmaßnahmen in Bayern (Energ ie-
bezirk) durch den Landeslas tver te i ler (LLV) und die 
ihm unters te l l ten Gebietslastvertei ier (GLV) vom 
26. Jul i 1948 (GVB1. S. 133) wird mit dem Tage der 
Verkündung dieser Verordnung nicht mehr a n g e -
wendet . 

§ 16 
Diese Vero rdnung t r i t t mit ihrer Ve rkündung in 

Kraft. 

München, den 6. Oktober 1949 

Bayerisches Staatsminis ter ium für Wirtschaft 

Dr. Hanns S e i d e l 
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